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Mit dem vorliegenden Entwurf eines AfD-Regierungsprogramms für Sachsen-Anhalt 2026 liegt ein
Dokument vor, das nicht nur politische Positionen formuliert, sondern einen tiefgreifenden Umbau
staatlicher, gesellschaftlicher und institutioneller Strukturen ankündigt. Genau deshalb reicht eine klassische
politische oder ideologische Einordnung nicht aus.

Was hier erforderlich ist, ist eine Wirkungsanalyse. Politik ist kein Meinungsaufsatz, sondern ein
Interventionsprogramm in komplexe Systeme: in Gesellschaften, Ökosysteme, Märkte, Bildungswege und
Demokratien. Jede Maßnahme entfaltet beabsichtigte und unbeabsichtigte Wirkungen - kurzfristig,
langfristig, direkt und indirekt.

Dieser Beitrag bewertet den Programmentwurf nicht als Wahlkampfrede und nicht als moralische
Abrechnung. Er prüft Wirkungspfade: Was folgt aus den vorgeschlagenen Maßnahmen realistisch für
Menschen, für planetare Grundlagen und für demokratische Stabilität?

Warum Wirkungsökonomie der richtige Maßstab ist

Die Wirkungsökonomie stellt eine einfache, aber konsequente Frage: Was bewirken politische
Entscheidungen real - für Menschen, für den Planeten und für die demokratische Stabilität?

Dabei geht es nicht um Gesinnung, sondern um Kausalität, Systemeffekte, Rückkopplungen und Resilienz.
Eine Maßnahme ist nicht schon deshalb gut, weil sie ein legitimes Ziel behauptet. Entscheidend ist, ob sie
dieses Ziel im realen System tatsächlich erreicht oder ob sie Gegenwirkungen erzeugt.

Die drei zentralen Wirkungsdimensionen dieser Analyse sind Mensch, Planet und Demokratie. Mensch meint
Wohlstand, Teilhabe, Sicherheit, Bildung, Gesundheit und Freiheit. Planet meint Ressourcenverbrauch,
Emissionen, Biodiversität und langfristige Stabilität. Demokratie meint Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung,
Diskursfähigkeit, Vertrauen und institutionelle Robustheit.

Das Programm im Überblick

Der Programmentwurf ist kein schmales Wahlprogramm, das punktuell Versprechen formuliert. Er ist als
umfassender Regierungs- und Umbauplan angelegt und berührt nahezu alle staatlichen Handlungsfelder:
Familie, Demografie, Migration, Kultur, politische Bildung, Schule, Wissenschaft, Sicherheit, Justiz,
Demokratie, Medien, Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Energie und Landwirtschaft.

Formal wirkt das Programm ausführlich und handlungsorientiert. Es benennt Probleme, formuliert Zielbilder
und leitet Maßnahmen ab. Wirkungsökonomisch beginnt die Prüfung jedoch genau an dieser Stelle: Welche
Annahmen über Gesellschaft, Staat und Wirtschaft liegen diesen Maßnahmen zugrunde?

Programmweit zeigt sich eine implizite Grundannahme: Gesellschaft wird weniger als komplexes, lernendes
System verstanden, sondern eher als steuerbares Objekt, das durch Ordnung, Homogenität und Sanktion
stabilisiert werden soll. Diese Annahme zeigt sich in der Betonung von Kontrolle statt Rückkopplung, in der
Reduktion von Vielfalt auf Störgröße und in der Vorstellung, Stabilität entstehe primär durch Begrenzung.



Zielrhetorik und Wirkungslogik

Auffällig ist ein wiederkehrendes Muster: Die Zielrhetorik spricht von Sicherheit, Ordnung, Wohlstand und
Freiheit. Die Maßnahmenlogik arbeitet häufig mit Ausschluss, Rückbau, Einschränkung und Zentralisierung.

Wirkungsökonomisch stellt sich damit nicht die Frage, ob diese Ziele legitim sind. Die Frage lautet, ob die
gewählten Instrumente geeignet sind, diese Ziele tatsächlich zu erreichen. Zwischen Ziel und Wirkung liegt
kein direkter Zusammenhang, sondern ein Wirkungspfad mit Nebenwirkungen, Rückkopplungen und
Langzeitfolgen.

Genau diese Wirkungspfade bleiben im Programm weitgehend unausgewiesen. Es fehlen systematische
Wirkungsfolgenabschätzungen, Szenarien, Risikoabwägungen und Korrekturmechanismen. Das ist besonders
relevant, weil die Eingriffstiefe des Programms hoch ist.

Der Bewertungsrahmen

Wirkungsökonomie fragt nicht: Ist das richtig oder falsch? Sie fragt: Welche Wirkung entfaltet es real im
System?

Politische Programme sind Interventionen in hochkomplexe, adaptive Systeme. Gesellschaften reagieren
nicht linear. Menschen passen ihr Verhalten an Anreiz- und Sanktionsstrukturen an. Institutionen erzeugen
Eigendynamiken. Wirkungen treten zeitverzögert, kumulativ oder indirekt auf.

Jede Maßnahme muss daher entlang mehrerer Kriterien geprüft werden: Ziel-Wirkungs-Kohärenz, Neben-
und Rückwirkungen, Systemstabilität, Zeitdimension sowie Mess- und Steuerbarkeit. Ein zentrales
Warnsignal lautet: hohe Eingriffstiefe bei fehlender Rückkopplung.

Familie und Kinder: Wenn Demografie zur Steuerungsgröße
wird

Das Programm eröffnet mit einem demografischen Krisennarrativ. Familie wird dabei nicht primär als Raum
für Fürsorge, Entwicklung und Teilhabe verstanden, sondern als Instrument staatlicher Reproduktionspolitik.
Zielgröße ist nicht zuerst das Wohlergehen von Kindern, sondern die Geburtenrate.

Wirkungsökonomisch ist das ein Kategorienfehler. Die Geburtenrate ist kein Wirkungsziel, sondern
höchstens ein indirekter Outcome. Wird sie zur Leitkennzahl, optimiert Politik Zahlen statt Lebensrealitäten.

Finanzielle Anreize können einzelne Familien kurzfristig entlasten. Werden sie jedoch an Staatsbürgerschafts-
oder Zugehörigkeitskriterien geknüpft, werden Kinder politisch unterschiedlich bewertet. Eine
wirkungsorientierte Familienpolitik würde beim Kindeswohl, bei sozialer Sicherheit, Bildung, Betreuung,
Gesundheit und Zukunftsvertrauen ansetzen.

Auch die stärkere Normierung von Lebensformen ist wirkungsökonomisch problematisch. Wenn
Familienpolitik zum Kulturkampf wird, entstehen Anpassungsdruck, Angst und gesellschaftliche Verengung.
Gerade für Kinder und Jugendliche sind solche Signale relevant für psychische Gesundheit, Bildungserfolg
und Vertrauen in Institutionen.



Geburtenraten lassen sich nicht erzwingen. Sie entstehen dort, wo Menschen sich sicher fühlen, frei
entscheiden können und Zukunft als gestaltbar erleben.

Einwanderung und Remigration: Hochrisiko-Politik mit
systemischer Sprengkraft

Kein Kapitel hat eine größere systemische Reichweite als das zu Einwanderung, Asyl und Remigration. Hier
greift der Staat gleichzeitig in Menschenrechte, Arbeitsmärkte, Kommunalfinanzen, internationale
Verpflichtungen und demokratische Grundprinzipien ein.

Das Programm behandelt Migration nicht als strukturelle Realität moderner Gesellschaften, sondern als
externe Störung, die durch Begrenzung, Abschreckung und Rückführung beherrscht werden müsse.
Wirkungsökonomisch kehrt diese Sicht Kausalitäten um: Migration ist in vielen Bereichen nicht nur Ursache,
sondern auch Reaktion auf demografische, wirtschaftliche und geopolitische Realitäten.

Die wahrscheinlichen Wirkungen einer primär abwehrenden Politik sind erhöhte Unsicherheit, informelle
Arbeits- und Wohnverhältnisse, kommunale Überforderung und wirtschaftliche Folgekosten. Besonders
relevant ist der Arbeitsmarkt: Pflege, Handwerk, Industrie, Landwirtschaft und Dienstleistungen sind auf
Arbeitskräfte angewiesen. Remigration ohne Wirkungsabschätzung auf Wertschöpfung, Ersatzbedarfe und
Steuereinnahmen erzeugt sekundäre Schäden.

Demokratisch ist das Kapitel ebenfalls riskant. Wenn Menschenrechte als Fehlanreiz oder Rechtsstaatlichkeit
als Hindernis gerahmt werden, sinkt langfristig das Vertrauen in Verfahren. Demokratische Stabilität entsteht
nicht durch Härte, sondern durch Vorhersehbarkeit, Fairness und Rechtsbindung.

Eine Politik, die Migration primär bekämpft, erzeugt Instabilität. Eine Politik, die Migration gestaltet,
erzeugt Steuerbarkeit.

Kultur, Identität und politische Bildung

In den Bereichen Kultur, Identität und politische Bildung wird die Steuerungslogik des Programms besonders
sichtbar. Kultur und Bildung erscheinen nicht primär als Räume gesellschaftlicher Lernfähigkeit, sondern als
Felder normativer Ausrichtung.

Die Grundannahme lautet: Zusammenhalt entsteht durch normative Einheit, nicht durch pluralen Diskurs.
Wirkungsökonomisch ist das ein fundamentaler Irrtum. Komplexe Gesellschaften bleiben nicht stabil, weil
alle gleich denken, sondern weil sie Konflikte produktiv verarbeiten können.

Wenn politische Bildung zur Loyalitätsprüfung wird, verliert sie ihre Funktion als Reflexionsraum. Wenn
Kulturförderung an Identitätskriterien gebunden wird, entstehen Selbstzensur, Rückzug kritischer Stimmen
und Abwanderung kreativer Milieus. Das wirkt nicht nur kulturell, sondern auch ökonomisch:
Städteattraktivität, Fachkräftebindung, Tourismus und Innovationsökosysteme hängen an offenen kulturellen
Räumen.



Besonders kritisch ist die schleichende Wirkung auf Demokratie. Förderentscheidungen werden politisiert,
Zivilgesellschaft wird konditional und Kritik wird delegitimiert. Demokratien zerbrechen selten abrupt. Sie
erodieren durch Diskursverengung.

Schule und Wissenschaft: Bildung als Weltanschauungsfrage

Bildung ist eines der wirkungsmächtigsten Politikfelder überhaupt. Sie beeinflusst soziale Mobilität,
Innovationsfähigkeit, wirtschaftliche Resilienz und demokratische Urteilskraft.

Das Programm behandelt Schule und Wissenschaft jedoch weniger als Räume des Erkenntnisgewinns,
sondern stärker als Orte der Wertevermittlung im Sinne einer vorgegebenen Ordnung. Die wahrscheinliche
Wirkung ist eine Verschiebung von Bildung als Befähigung hin zu Bildung als Formung.

Frühe Selektion, Rückbau pluraler Perspektiven und Misstrauen gegenüber bestimmten Forschungsfeldern
erhöhen nicht Leistungsgerechtigkeit, sondern soziale Reproduktion. Wissenschaftliche Autonomie ist dabei
kein Sonderrecht, sondern eine zentrale Infrastruktur der Zukunftsfähigkeit.

Wissenschaft lebt von Offenheit, Kritik und interdisziplinärer Reibung. Politische Vorfilterung reduziert
Erkenntnisgewinn, schwächt internationale Anschlussfähigkeit und erhöht das Risiko von Brain Drain.
Demokratien benötigen gebildete Skepsis, nicht gelehrten Gehorsam.

Innere Sicherheit und Justiz

Innere Sicherheit und Justiz wirken unmittelbar auf Freiheit, Vertrauen und Demokratie. Das Programm
setzt hier stark auf Härte, Ausweitung exekutiver Befugnisse und Abschreckung.

Die dahinterliegende Annahme lautet: Mehr Polizei, mehr Strafen und mehr Befugnisse erzeugen mehr
Sicherheit. Wirkungsökonomisch ist diese Gleichung unvollständig. Sicherheit ist nicht nur Abwesenheit von
Kriminalität, sondern auch ein Vertrauenszustand: Vertrauen in Fairness, Rechtsgleichheit und
Verfahrenssicherheit.

Wo Vertrauen sinkt, steigt Kontrollbedarf. Daraus entsteht eine Spirale aus Repression und Gegenreaktion.
Strafverschärfung ohne Prävention erhöht Kosten, ohne zuverlässig Rückfälle zu reduzieren. Werden
rechtsstaatliche Verfahren als Hindernis gerahmt, verliert Recht seine bindende Kraft.

Sicherheit entsteht nicht durch maximale Macht, sondern durch legitime Macht.

Demokratie, Medien und Zivilgesellschaft

Dieses Feld ist der Schlüssel zum Gesamtverständnis des Programms. Hier wird deutlich, dass es nicht nur
um Einzelpolitiken geht, sondern um eine andere Vorstellung von Demokratie selbst: nicht als offenes,
lernendes System, sondern als disziplinierte Ordnung, in der Loyalität höher bewertet wird als Widerspruch.

Medien werden im Programm weniger als notwendige Kontrollinstanz, sondern als politisches Problem
gerahmt. Zivilgesellschaft soll an staatlich definierte Leitbilder gebunden werden. Direkte Demokratie wird
betont, aber in einem Umfeld, in dem Medien, Bildung und Diskurs zugleich verengt werden sollen.



Wirkungsökonomisch ist das riskant. Direkte Demokratie ohne informierte Öffentlichkeit ist kein
Empowerment, sondern anfällig für Manipulation, Eskalation und kurzfristige Stimmungssteuerung.
Zivilgesellschaft lebt von Positionierung, nicht von verordneter Neutralität.

Der zentrale Befund lautet: Demokratie stirbt nicht nur durch Abschaffung. Sie kann auch durch den Umbau
ihrer Funktionsbedingungen geschwächt werden.

Wirtschaft, Energie und Landwirtschaft

In Wirtschaft, Energie und Landwirtschaft zeigt sich eine weitere Grundannahme: Stabilität entsteht durch
Bewahrung bestehender Strukturen. Wirkungsökonomisch ist das für eine vernetzte, energieabhängige und
klimaveränderte Welt ein Risikofaktor.

Wohlstand entsteht durch Anpassungsfähigkeit, Wettbewerbsfähigkeit durch Innovation und
Versorgungssicherheit durch Diversifikation. Eine Politik, die ökologische Grenzen, Energieeffizienz und
globale Investitionsströme ignoriert, schwächt ihre eigene materielle Grundlage.

Eine rückwärtsgewandte Energiepolitik kann kurzfristig als Schutz vertrauter Industrien erscheinen.
Langfristig erhöht sie Importabhängigkeit, Preisvolatilität, Investitionsrisiken und ökologische Folgekosten.
Auch Landwirtschaft wird nicht stabiler, wenn Klimarisiken, Bodendegradation, Wasserknappheit und
Biodiversitätsverluste politisch ausgeblendet werden.

Wohlstand entsteht nicht durch Rückzug aus der Zukunft, sondern durch Gestaltung innerhalb realer
Grenzen.

Querschnittswirkungen und systemische Kaskaden

Politische Programme wirken nie isoliert. Sie greifen gleichzeitig in mehrere Subsysteme ein und erzeugen
Rückkopplungen. Genau hier liegt der größte blinde Fleck des Programms: Es betrachtet Maßnahmen additiv,
obwohl ihre Wirkungen multiplikativ sein können.

Ein Beispiel: Einschränkung von Migration verschärft Arbeitskräftemangel. Arbeitskräftemangel schwächt
Wirtschaftsleistung. Geringere Wirtschaftsleistung reduziert öffentliche Mittel. Weniger Mittel verschlechtern
Bildung, Infrastruktur und soziale Sicherheit. Sinkende soziale Sicherheit erhöht Angst, Polarisierung und
Kontrollbedarf.

Angst ist in diesem Zusammenhang kein Nebeneffekt, sondern ein systemischer Verstärker. Sie reduziert
Kooperationsbereitschaft, senkt Investitionen, erhöht Anpassung statt Innovation und verstärkt
Radikalisierung. Das Programm verspricht Ordnung, erzeugt aber in vielen Wirkungspfaden Unsicherheit.

Auch Vertrauen ist ein Systemkapital. Vertrauen in Institutionen, Verfahren und andere gesellschaftliche
Gruppen lässt sich schnell beschädigen, aber nur langsam wieder aufbauen. Werden Medien, Wissenschaft,
Justiz und Zivilgesellschaft gleichzeitig delegitimiert oder politisch konditionalisiert, fallen mehrere
demokratische Sicherungen zugleich aus.



Gesamtbilanz

Über alle Politikfelder hinweg zeigt sich ein konsistentes Muster: hohe Eingriffstiefe, niedrige
Wirkungstransparenz, fehlende Korrekturmechanismen und geringe Lernfähigkeit. Das ist
wirkungsökonomisch ein Hochrisikoprofil.

Das Programm verfolgt erklärtermaßen Ordnung, Sicherheit, Wohlstand und Zusammenhalt. Die
wahrscheinlichen Wirkungen sind jedoch Unsicherheit, wirtschaftliche Schwächung, soziale Fragmentierung
und demokratische Erosion. Nicht aus bösem Willen, sondern aus falscher Steuerungslogik.

Der Kernfehler lautet: Komplexe Systeme werden wie einfache Maschinen behandelt. Gesellschaftliche
Stabilität entsteht jedoch nicht durch maximale Kontrolle, sondern durch Vertrauen, Vielfalt an Perspektiven,
institutionelle Unabhängigkeit und Lernfähigkeit.

Der Alternativpfad: Wirkungsökonomie statt Weltbildpolitik

Wirkungsökonomie setzt an einer anderen Stelle an. Sie fragt nicht zuerst: Wer gehört dazu? Wer ist schuld?
Wie erzwingen wir Verhalten? Sie fragt: Welche Wirkung brauchen wir, und welche Instrumente erzeugen sie
tatsächlich?

Ihre Kernprinzipien lauten: Wirkung vor Ideologie. Mensch, Planet und Demokratie als gleichrangige Ziele.
Steuerung über Anreize, Infrastruktur und transparente Rückkopplung. Lernfähigkeit statt Eskalation.

Das bedeutet nicht, dass Konflikte verschwinden oder Politik bequem wird. Es bedeutet, politische
Programme an ihrer realen Wirkung zu prüfen. Vereinfachung verschärft Probleme. Kontrolle ersetzt keine
Systemintelligenz. Demokratie braucht Vertrauen, nicht Disziplinierung. Wohlstand entsteht aus
Anpassungsfähigkeit, nicht aus Rückzug.

Schluss: Politik nach Wirkung statt nach Weltbild

Die zentrale Frage lautet nicht, ob uns ein Programm rhetorisch gefällt. Sie lautet, ob seine Instrumente reale
Probleme lösen oder neue systemische Risiken erzeugen.

Der eigentliche Konflikt verläuft daher nicht einfach zwischen links und rechts, progressiv und konservativ
oder normal und woke. Er verläuft zwischen zwei Steuerungslogiken: Ordnungspolitik, die komplexe
Probleme vereinfacht und mit Kontrolle reagiert, und Wirkungsökonomie, die Systeme versteht,
Rückkopplungen ernst nimmt und Erfolg an realen Effekten für Mensch, Planet und Demokratie misst.

Wenn wir wollen, dass Politik wieder Probleme löst, müssen wir anfangen, Wirkung zur zentralen Währung
politischer Bewertung zu machen.
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